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Von Juni 2016 bis Mai 2017 fanden sechs Plenartagungen des Ausschusses der Regionen
(AdR) statt.1 Dabei wurden von den 350 Vertreterinnen und Vertretern der regionalen und
kommunalen Gebietskörperschaften 13 Resolutionen und 67  Stellungnahmen zu Initia-
tiven  der  Europäischen  Kommission  beschlossen.  Präsident  des  AdR ist  der  finnische
Christdemokrat Markku Markkula, dessen Amtszeit im Oktober 2017 enden wird.

Wie in den Vorjahren nahmen Vertreterinnen und Vertreter  der  jeweiligen EU-Rats-
präsidentschaften (Slowakei und Malta) sowie zahlreiche Kommissionsmitglieder an den
Plenar- und Fachkommissionssitzungen teil und nutzten die Gelegenheit zur politischen
Aussprache. Unter  anderem informierte sich der  erste Kommissionsvizepräsident Frans
Timmermans im Dezember 2016 über die lokale und regionale Perspektive des REFIT-
Programms, der deutsche Haushaltskommissar Günther Oettinger stellte im Mai 2017 den
Rahmen des EU-Haushalts für 2018 vor und der Kommissionsbeauftragte für die Austritts-
verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich Michel Barnier diskutierte während der
März-Plenarsitzung 2017 über die möglichen Auswirkungen des Brexit  auf Städte und
Gemeinden. Auch suchte der damals neu gewählte Präsident des Europäischen Parlaments
Antonio Tajani im Mai 2017 frühzeitig den Kontakt zum AdR. In der März-Plenartagung
2017 hatten die Berichterstatter des Europäischen Parlaments zur  Zukunft  der Europä-
ischen Union Guy Verhofstadt, Elmar Brok sowie Jo Leinen über die Ziele ihrer Institution
berichtet. Dieser Meinungsaustausch soll weiter intensiviert und fortgesetzt werden. 

Vom 10. bis 13.Oktober 2016 fand die „Europäische Woche der Regionen und Städte“
statt, die früher unter der Bezeichnung „Open Days“ firmierte. Diese vom AdR, der Gene-
raldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung der Kommission, dem REGI-Ausschuss
des  Europäischen  Parlaments  und  den  europäischen  Regionen  und  Städten  und  ihrer
Vertretungen in Brüssel organisierte Themenwoche umfasste 120 Workshops und Podi-
umsdiskussionen mit dem Schwerpunkt „Nachhaltiges und umfassendes Wachstum“.2

Schwerpunkte der Arbeiten

Zukunft der Kohäsionspolitik nach 2020

Die Kommission hatte angekündigt, im September 2017 den siebten Bericht mit ersten
politischen Leitlinien für die künftige Kohäsionspolitik vorzulegen. Dem AdR gelang es,
hierzu seine Position frühzeitig deutlich zu machen. Zur Vorbereitung hatte die zuständige

1 Ausschuss  der  Regionen  (AdR):  118.  Plenarsitzung,  15.-16.6.2016;  AdR:  119.  Plenartagung,  10.-
12.10.2016; AdR: 120. Plenartagung, 7.12.2016; AdR: 121. Plenartagung, 8.-2.2.2017; AdR: 122. Plenar-
tagung,  22.-23.3.2017;  AdR:  123.  Plenartagung,  11.-12.5.2017;  Berichte  über  die  Plenartagungen
abrufbar  unter:  http://cor.europa.eu/de/activities/plenary/Pages/plenary-sessions.aspx  (letzter  Zugriff:
1.6.2017).

2 European Week of regions and cities: Regions and cities for sustainable and inclusive growth, 10-13. Oc-
tober 2016, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/regional_policy/regions-and-cities/2016/main_programme.
cfm (letzter Zugriff: 30.5.2017).
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Fachkommission für Kohäsionspolitik im AdR (COTER) bereits am 18. November 2016
eine  Anhörung der  Interessenträger  (Stakeholders‘  Consultation)  durchgeführt,  bei  der
bereits die unterschiedlichen Interessen deutlich wurden.3 Während der Plenartagung im
Mai  2017 beschloss  der  AdR die  Initiativstellungnahme „Die  Zukunft  der  Kohäsions-
politik nach 2020: Für eine starke und wirkungsvolle europäische Kohäsionspolitik nach
2020“.4 Darin wird  darauf hingewiesen,  „dass  die Politik  zur  Stärkung des  wirtschaft-
lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts eine der wichtigsten und umfangreichsten
Politiken der Europäischen Union ist,  die einen wesentlichen solidarischen Beitrag zur
Stärkung der  Europäischen Union insgesamt und zur deutlichen Erhöhung des für alle
Bürger der Europäischen Union sichtbaren europäischen Mehrwerts leistet“. Die Kohä-
sionspolitik stelle eine Säule der europäischen Integration dar und die Zukunft der Kohä-
sionspolitik sei untrennbar mit der Zukunft der Europäischen Union verbunden. 

Um die Ziele wurde sehr gerungen: Bereits in der Fachkommission musste über 225
und auch noch im Plenum über 113 Änderungsanträge abgestimmt werden. Die Stellung-
nahme enthält unter anderem die folgenden zentralen Aussagen:

(1) Kohäsionspolitik müsse auch weiterhin in allen Regionen Europas erfahrbar sein,
wobei besonderes Augenmerk auf die schwächer entwickelten Regionen zu richten sei.5

(2) Auch künftig müsse es darum gehen, Entwicklungsrückstände nachhaltig überwin-
den zu helfen,  Wachstum und Beschäftigung in den Regionen Europas zu stärken,  die
soziale Eingliederung und Wettbewerbsfähigkeit in allen Mitgliedstaaten und Regionen zu
unterstützen sowie Subsidiarität und Finanzierbarkeit zu wahren. 

(3) Die Grundstruktur der Kohäsionspolitik mit den drei Gebietskategorien – stärker
entwickelte Regionen, Übergangsregionen und weniger entwickelte Regionen – habe sich
bewährt und sollte daher beibehalten werden. 

(4)  Auch  die  bisherige  Förderung  der  interregionalen  Zusammenarbeit  habe  sich
bewährt und sollte über 2013 hinaus fortgesetzt und verstärkt werden. 

(5) Die Flexibilität der Kohäsionspolitik müsse in der nächsten Förderperiode erhöht
werden, ohne die Planungssicherheit der mehrjährigen Programme für die regionalen und
kommunalen Gebietskörperschaften zu beeinträchtigen.

(6)  Auch  künftig  müsse  das  Funktionieren  der  Multi-Level-Governance  und  des
Bottom-up-Ansatzes in Form geteilter Mittelverwaltung und unter umfassender Wahrung
des Subsidiaritätsprinzips gewährleistet werden. 

(7) Die Kohäsionspolitik müsse über eine angemessene Mittelausstattung verfügen. 
Positiv wird die stabilisierende und antizyklische Wirkung der Kohäsionspolitik auf natio-
nale Volkswirtschaften hervorgehoben.  Deshalb müsse die Kohäsionspolitik im Rahmen
der wirtschaftspolitischen Steuerung im Sinne einer stärkeren Berücksichtigung der territo-
rialen Dimension der nationalen Reformprogramme verstärkt einbezogen werden.

Brexit und die Auswirkungen für Kommunen und Regionen

Im Rahmen eines Meinungsaustauschs in der Mai-Plenartagung 2017 mit Barnier, Chef-
unterhändler für den EU-Austritt des Vereinigten Königreichs, wiesen die AdR-Mitglieder
eindringlich auf die möglichen Probleme der in den EU-Regionen und Gemeinden leben-

3 AdR: Stakeholder consultation – The future of Cohesion policy beyond 2020, abrufbar unter: http://cor.eu
ropa.eu/en/events/Pages/consultation-cohesion-policy.aspx (letzter Zugriff: 30.5.2017).

4 Siehe das Dokument COTER-VI/015 abrufbar unter: https://webapi.cor.europa.eu/documentsanonymous/
COR-2016-01814-00-00-AC-TRA-DE.docx/content (letzter Zugriff: 30.5.2017). 

5 Dokument COTER-VI/015, vor allem Ziffern 28 und 29.
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den Britinnen und Briten nach dem Austritt hin.6 Die Lösung dieser Probleme müsse auf
der Verhandlungsagenda weit oben stehen. Barnier erwiderte, Ziel sei es, die negativen
Effekte des Austritts für die Menschen möglichst gering zu halten, doch müsse das Verei-
nigte Königreich die EU-Regeln achten und Verantwortung für die eingegangenen Ver-
pflichtungen übernehmen. Die Verhandlungen sollten fair und transparent geführt werden. 

In der Entschließung hierzu7 fordert der AdR die verbleibenden EU-Staaten und -Insti-
tutionen auf, den Rückzug des Vereinigten Königreichs als Chance zu nutzen, eine gerech-
tere, bessere und umfassendere Union aufzubauen, die auf der Förderung der Multi-Level-
Governance  zwischen  den  europäischen,  nationalen,  regionalen  und  lokalen  Ebenen
beruht. Zudem setzt sich der AdR dafür ein, dass die Europäische Union und die britische
Regierung mit ihren dezentralen Verwaltungen und den lokalen Regierungen eng zusam-
menarbeitet,  um gegenseitig vorteilhafte  Formen der  Zusammenarbeit  zu identifizieren,
wobei bestehende Erfolgsgeschichten berücksichtigt werden sollten. Auch künftig sollten
die  britischen Universitäten  eine aktive  Rolle  in  den Programmen im Bildungsbereich
spielen. Im Bewusstsein, dass der Austritt Auswirkungen auf das EU-Budget haben werde,
sollte die Gelegenheit zu dessen grundlegender Reform genutzt werden, wobei die Bedürf-
nisse der regionalen und lokalen Ebenen beachtet werden sollten. 

Weißbuch über die Zukunft der Europäischen Union 

Ausführlich befasste sich der AdR auch mit dem Weißbuch über die Zukunft der Europä-
ischen Union. Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker hatte den AdR dazu aufgefor-
dert,  hierzu seine Standpunkte in die Diskussion einzubringen. Am 12.  Mai wurde die
„Entschließung zum Weißbuch der Europäischen Kommission zur Zukunft Europas: Die
EU der 27 im Jahr 2025 – Überlegungen und Szenarien“, der weitere folgen sollen, verab-
schiedet.8 Es wird betont, dass sämtliche Debatten über die Zukunft Europas sowie die aus
diesen Debatten hervorgehenden Reformen von der Basis ausgehen und alle Regierungs-
und Verwaltungsebenen einbezogen werden müssten. Hinsichtlich der im Weißbuch vor-
gestellten fünf Szenarien wird betont, dass einer der einzigartigen Aspekte der Europä-
ischen Union ihre mehrstufige Governance-Struktur ist und es wird bedauert, dass dies im
Weißbuch  nicht  anerkannt  wird.  Wichtig  sei  die  Beachtung der  Subsidiarität  in  allen
Politikbereichen,  eine  uneingeschränkte  Rechenschaftspflicht  sowie  eine  umfassende,
angemessen finanzierte und glaubwürdige Strategie für den Zusammenhalt der Union. Die
Europäische Union sollte „politische Lösungen, die von gemeinsamer Solidarität“ getra-
gen sind, statt „Kompromisse“ als kleinsten gemeinsamen Nenner beschließen. Der AdR
unterstützt die im Weißbuch und in der Erklärung von Rom identifizierten Schwerpunkt-
bereiche und vertritt die Auffassung, dass die Kommission als supranationale Hüterin der
Verträge der  Europäischen Union und die Institution, die das allgemeine Interesse der
Union zu fördern hat, detaillierte Vorschläge zu diesen Fragen vorlegen sollte. Der AdR
stehe bereit,  seine politische Antwort  und Vorschläge aus einer lokalen und regionalen
Perspektive zu geben.9

6 AdR: Brexit, abrufbar unter http://cor.europa.eu/de/news/Pages/brexit-eu-must-show-unity-protecting-the-
rights-of-every-citizen-living-and-working-in-regions-and-cities.aspx (letzter Zugriff: 30.5.2017).

7 AdR: „Resolution on the implications for local and regional government of the UK's intention to withdraw
from the European Union”, RESOL-VI/022, Ziffern 2 und 3, abrufbar unter: http://cor.europa.eu/en/news/
Documents/Resolution.pdf (letzter Zugriff: 30.5.207).

8 AdR:  RESOL-VI/024, abrufbar  unter:  https://webapi.cor.europa.eu/documentsanonymous/cor-2017-
01791-00-01-res-tra-en.docx (letzter Zugriff: 30.5.2017).

9 Ebenda, Ziffer 9.
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60. Jahrestag der Unterzeichnung der Römischen Verträge

Besondere Aufmerksamkeit widmete der AdR in der Februarsitzung 2017 dem 60. Jahres-
tag der Unterzeichnung der Römischen Verträge. Dort wurde betont, dass die Union in der
Lage sein müsse, „das Vertrauen seiner Bürger zu stärken, den Schwierigkeiten, die auf
Europa und die Welt zukommen, besser zu begegnen, und Entscheidungen über gemein-
same Maßnahmen im Geiste der Solidarität und unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips
zu treffen.“10 Konkret verpflichten sich die AdR-Mitglieder, „einen umfassenden Dialog
mit den Bürgerinnen und Bürgern in der ganzen EU einzuleiten (...). Dieser Prozess wird
mit  einer  politischen  Konsultation  europäischer  und  nationaler  Verbände  lokaler  und
regionaler  Gebietskörperschaften  aus allen  Mitgliedstaaten  einhergehen,  um innovative
und  pragmatische  Lösungen  für  die  anstehenden  Herausforderungen  zu  finden.“  Dies
könnte als  Beitrag in die Arbeiten eines  Konvents  über die Zukunft  der  Europäischen
Union einfließen. Damit knüpfte der AdR an frühere Aktivitäten an. 

Initiative „Nachdenken über Europa“ 

Bereits 2016 hatte  der  AdR eine Veranstaltungsreihe „Nachdenken über Europa – Wir
sorgen dafür, dass Sie gehört werden“ gestartet.11 Damit hatte er auf ein Ersuchen von EU-
Ratspräsident Donald Tusk um Übermittlung von Empfehlungen zur Wiederherstellung
des Vertrauens in Europa durch die Einbindung der Städte und Regionen reagiert. Den
Bürgerinnen und Bürgern  soll  in  Veranstaltungen vor  Ort  Raum geboten  werden,  ihre
Anliegen, Gedanken und Ideen zur Zukunft Europas zum Ausdruck zu bringen. Im Jahr
2016 fanden 27 lokale Veranstaltungen statt, die vom AdR, seinen Mitgliedern und lokalen
und regionalen Partnern in 13 EU-Mitgliedstaaten organisiert wurden und an denen sich
über 3 200 Bürgerinnen und Bürger beteiligten.12 Diese Initiative wird nun während des
Jahres 2017 mit circa 100 lokalen Veranstaltungen ausgebaut. Es ist beabsichtigt, dass die
Schlussfolgerungen dieser  Diskussionen beziehungsweise die eventuell  verabschiedeten
Erklärungen und Entschließungen in die Stellungnahme des AdR zum Thema „Überlegun-
gen zu Europa: die Stimme der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zur Wieder-
herstellung  des  Vertrauens  in  die  EU“  einfließen.  Diese  Stellungnahme  soll  Ende
2017/Anfang 2018 vor dem Beginn des Wahlkampfes für die Europawahlen 2019 verab-
schiedet werden.
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